BERLIN - Für Unmut in der Fachärzteschaft haben die von der Bundesärztekammer (BÄK) veröffentlichten Abrechnungsempfehlungen für den erhöhten Hygieneaufwand im Rahmen der COVID-19-Pandemie gesorgt. Während SARS-CoV-2 spätestens seit Mitte März die Abläufe in den Praxen erschwert hat, soll der mögliche Ausgleich über den 2,3-fachen Satz (14,75 €) der GOÄ-Ziffer 245 analog erst ab dem 5. Mai 2020 - zunächst befristet bis zum 31. Juli - gelten. Darauf hatten sich die BÄK und der PKV- Verband geeinigt.

Nach einem Bericht des ärztlichen Nachrichtendienstes (änd) hat der Spitzenverband Fachärzte Deutschland (SpiFa) Nachbesserungen der Regelungen verlangt und verweist dabei auf die Übereinkunft zwischen der Bundeszahnärztekammer und dem PKV-Verband, nach der Zahnärzte ab dem 8. April eine vergleichbare Pauschale ansetzen können. Sowohl das Datum im Mai als auch im April hält der SpiFa laut änd jedoch für willkürlich und fordert, den erhöhten Hygieneaufwand rückwirkend bis Anfang März abrechnen zu können.

Neben dem Hygieneaufwand betreffen die Abrechnungsempfehlungen der BÄK auch die telefonische Beratung. Ebenfalls befristet bis Ende Juli ist hier die mehrfache Berechnung der Nr. 3 GOÄ für längere telefonische Beratungen, je vollendete zehn Minuten, möglich. Voraussetzung ist, dass das Aufsuchen des Arztes pandemiebedingt nicht möglich ist, eine Videoübertragung nicht durchgeführt und die Patientenversorgung auf andere Weise nicht gewährleistet werden kann. Den Angaben zufolge ist die Leistung je Sitzung höchstens viermal berechnungsfähig. Je Kalendermonat sind höchstens vier telefonische Beratungen berechnungsfähig. *wha*
